
 
 
 

 
 

 
Gemeinde Schlesen 

 
 

Planvorhaben: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 6 
 
Stand: 02.10.2025 
 
 
Abwägungsvorschläge zu dem folgenden Verfahrensschritt: 
 

• Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit: 09.02.2024 - 15.03.2024 

 
 
 

Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
 
 
Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
- inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 
  
Die folgenden Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
haben eine Stellungnahme abgegeben, in der inhaltliche Belange vorgetragen sowie 
Anregungen und Hinweise mitgeteilt werden: 
 

Nr. Behörden/TöBs Datum der Stellungnahme 

1 AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerk. Naturschutzverbände 14.03.2024 

2 Gemeinde Stoltenberg 27.03.2024 

3 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 12.02.2024 

4 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 

27.02.2024 

5 Dataport AöR 19.02.2024 

24.04.2024 

6 Deutsche Telekom Technik GmbH 12.02.2024 

7 Ericsson Services GmbH 13.02.2024 

8 Freiwillige Feuerwehr Schlesen 18.03.2024 

9 Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR 08.03.2024 

10 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 15.03.2024 
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Nr. Behörden/TöBs Datum der Stellungnahme 

11 Landeskriminalamt SH - Kampfmittelräumdienst 22.02.2024 

12 Kreis Plön 15.03.2024 

13 Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige 
Landentwicklung 

- Untere Forstbehörde 

05.03.2024 

14 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 27.02.2024 

15 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 28.02.2024 

16 Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport  

- Landesplanungsbehörde 

19.02.2024 

17 TenneT TSO GmbH 14.02.2024 

 
 
 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden 
- keine Abgabe einer Stellungnahme 
 
Die folgenden Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
haben keine Stellungnahme abgegeben: 
 

Nr. Behörde/TöB/Nachbargemeinde 

3 Gemeinde Rastorf 

 Gemeinde Dobersdorf 

 Gemeinde Fargau-Pratjau 

 Bauernverband Schleswig-Holstein  

 Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) 

 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

 Gewässerunterhaltungsverband Selenter See 

 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 

 Landesamt für Denkmalpflege 

 Landesamt für Umwelt (LfU), Abteilung 'Naturschutz' 

 Landesamt für Umwelt (LfU), Abteilung 'Technischer Umweltschutz' 

 Landesamt für Vermessung und Geoinformation 

 NABU Naturschutzbund Deutschland 

 Schleswig-Holstein Netz AG 

 Verkehrsbetriebe Kreis Plön 

 Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

 Zweckverband Breitbandversorgung im Kreis Plön 
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Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden  

 
Inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 

 

Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

1 AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in 

Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 14.03.2024 

 Die in der AG-29 zusammengeschlossenen Natur-
schutzverbände verweisen hinsichtlich des Um-
fanges und des Detaillierungsgrades der Umwelt-
prüfung auf die in § 2 (4) und § 2a (2) BauGB sowie 
in der Anlage 1 des BauGB festgelegten Standards.  
 
 
1. 
Die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen auf den 
dargestellten Maßnahmenflächen werden grund-
sätzlich begrüßt.   
 
Zur Steigerung der Artenvielfalt und zur Attraktivi-
tätssteigerung ist zudem zu prüfen, ob innerhalb 
der Anlagen kleinräumige geeignete Habitat-
strukturen (z. B. Lesesteinhaufen, Altholz, Klein-
gewässer, Rohbodenstellen) herzustellen sind.  
 
 
2. 
Es muss geprüft werden, ob die Notwendigkeit 
einer Aushagerung besteht, um ggf. Schadstoff-
rückstände (Dünger, Pestizide etc.) von der Fläche 
zu entfernen. 
 
 
3. 
Es sind Ausgleichsmaßnahmen für Wiesenvögel 
erforderlich. Hinsichtlich der Feldlerche sind 
Mindestabstände dokumentiert. So zeigen Unter-
suchungen, dass Lerchen Abstände von 100 bis 
120 m zu Knicks, 150 m zu Waldrändern sowie 
über 200 m zu Gebäuden (oder ähnlichen Struk-
turen) einhalten. Das ist der artspezifische Mindest-
abstand zur Prädationsverringerung.  
 
Aus diesen Gründen erweist sich die Anlage von 
„Lerchenfenstern“ in landwirtschaftlichen Nutz-
flächen als Ausgleichsmaßnahme als wirkungslos 
und daher ungeeignet.  
 
 
 
 
 
 
 

Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass auf 
den Grünlandflächen eine Aushage-
rung erfolgen soll. 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Schlussfolgerung ist fachlich nicht 
korrekt. Da Feldlerchen nachweislich 
auf landwirtschaftlichen Flächen 
brüten, tun sie dies auch in sog. 
Lerchen-Fenstern, wenn diese z.B. 
auf Ackerflächen angelegt werden. 
Hierbei müssen die genannten 
Abstände zu Gehölzen (z.B. Knicks) 
eingehalten werden. In den Lerchen-
Fenstern entwickelt sich eine Brache, 
die durch Pflegemaßnahmen dahin-
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
 
 
 
Die gängige Darstellung, dass von einer PV-Anlage 
vertriebene Vögel in das Umfeld ausweichen 
können, ist nicht korrekt, da die Reviere im Umfeld 
auch bereits besetzt sind. Die vertriebenen Vögel 
finden somit i. d. R. keinen Lebensraum auf 
benachbarten Flächen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
Bei neuen Solar-Freiflächenanlagen ist nach 
Inbetriebnahme u. E. ein langjähriges Monitoring 
erforderlich. So können die ökologischen Entwick-
lungen des Plangebietes (z. B. Artenspektren von 
Flora und Fauna im Bereich der kleinräumigen 
Habitatstrukturen) dokumentiert und Pflege-
maßnahmen und / oder festgelegte Ausgleichs-  
und Ersatzmaßnahmen ggf. optimiert bzw. 
geändert werden.   
 
Das dargestellte Monitoring wird daher begrüßt.  
 
 
Die AG-29 behält sich vor, im weiteren Verfahren 
erneut vorzutragen. 
 

gehend optimiert wird, dass sie im 
Frühjahr ein für Feldlerchen 
geeignetes Bruthabitat darstellt. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen, aber nicht geteilt. Zum 
einen ist die Revierdichte auf einer 
Ackerfläche in der Regel variabel. 
Zum anderen ist es unwahrscheinlich, 
dass auf allen benachbarten Acker-
flächen die dort vorkommenden 
Feldlerchen-Brutpaare eine maximale 
Revierdichte erreichen. Es kann somit 
davon ausgegangen werden, dass 
zumindest ein Brutpaar auf benach-
barte Ackerflächen ausweichen kann.  
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 

2 Gemeinde Stoltenberg 

Stellungnahme vom 15.03.2024 

 Die Gemeinde Stoltenberg sich in der Sitzung des 
Bau- und Umweltausschusses am 21.03.2024 mit  
den Planungen der Gemeinde Schlesen befasst.  
Es wurde beschlossen, die folgend aufgeführte  
Stellungnahme aus Sicht der Gemeinde 
Stoltenberg abzugeben:  
 
Gegen die Planungen der Gemeinde Schlesen zum 
Bau und Betrieb von Photovoltaikfreiflächenanlagen 
bestehen keine Bedenken.  
 
Die Gemeinde Stoltenberg plant im südlichen 
Gemeindegebiet, östlich der L 211 ebenfalls eine 
Fläche in Größe von ca. 20 ha für den Bau und 
Betrieb von Photovoltaikfreiflächenanlagen aus-
zuweisen.  
 
Die Netzkapazitäten für die Abnahme des Stroms 
sind derzeit sehr begrenzt. Kapazitätserweite-
rungen sind in Höhndorf und in Schönkirchen 
geplant.  
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahmen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Zur Optimierung der Leitungsverlegung für die 
Stromeinspeisung und damit auch zur Minimierung 
der Kosten wird gebeten, die Stromeinspeisung der 
geplanten Photovoltaikanlagen in Schlesen mit der 
Einspeisung der geplanten Photovoltaikanlagen in 
der Gemeinde Stoltenberg abzustimmen.  
 
 
 
 
Weiter wird gebeten, die Eingrünung der Photo-
voltaikanlagen entlang der L 211 rechtzeitig vor-
zunehmen, damit der Sichtschutz möglichst schon 
bis zum Bau der Photovoltaikanlagen vorhanden 
ist.  
 

Es wird darauf hingewiesen, dass für 
die Planung der Einspeisung jeweils 
die Vorhabenträger verantwortlich 
sind. Die Gemeinde Schlesen teilt die 
Auffassung, dass es sinnvoll ist, wenn 
sich die Vorhabenträger, die in den 
Gemeinden Schlesen und Stoltenberg 
Solarparks planen, untereinander 
abstimmen. 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis 
genommen. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass es nicht zweckmäßig ist, 
die Eingrünung anzulegen, bevor die 
baulichen Anlagen errichtet werden. 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass 
die optischen Auswirkungen, die sich 
durch den Solarpark ergeben werden, 
keine erhebliche Beeinträchtigung für 
die Einwohner der Gemeinde 
Stoltenberg darstellen werden. 
 

3 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 12.02.2024 

 Die Belange des archäologischen Denkmal-
schutzes werden in der Begründung der 3. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes und in der 
Begründung des Bebauungsplanes Nr. 6 der 
Gemeinde Schlesen korrekt berücksichtigt. 
 
Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den 
vorliegenden Planunterlagen zu. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

4 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Stellungnahme vom 27.02.2024 

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht 
beeinträchtigt.  
 
Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben 
seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher 
Belange keine Einwände. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

5 Dataport AöR 

Stellungnahme vom 19.02.2024 + Nachtrag vom 24.04.2024 

 Dataport betreibt als Anstalt öffentlichen Rechts 
das digitale Funknetz Schleswig-Holstein, zu dem 
neben Leitungstrassen im Erdreich seit kurzem 
auch Richtfunkverbindungen gehören. Diese 
Aufgabe wurde uns vom Landespolizeiamt über-
tragen.  
 
Aufgrund der von Ihnen übermittelten Planunter-
lagen kann ich Ihnen mitteilen, dass eine unserer 
Richtfunkverbindungen durch das Plangebiet 
verläuft.  
 

Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Die Richtfunktrasse verläuft zwischen den Punkten:  
 
586767,00 / 6021433,33 (ETRS89), Antennenhöhe 
45,00 m  
 
588898,58 / 6016330,03 (ETRS89), Antennenhöhe 
42,00 m  
 
Zu beiden Seiten der Richtfunkverbindung muss ein 
Schutzabstand von 30 m freigehalten werden.   
 
Nur bei Freihaltung des Korridors der Richtfunk-
verbindung bestehen von unserer Seite keine 
Einwände gegen die Errichtung von baulichen 
Anlagen in diesem Bereich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachtrag vom 24.04.2024 
 
Bezugnehmend Ihrer Nachfrage sind nach Rück- 
sprache bei unserem Fachbereich bei baulichen 
Anlagen bis 4,50 m Höhe über Geländeoberkante 
keine Beeinträchtigungen der Richtfunktrasse zu 
erwarten. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es wird auf die unten-
stehende Konkretisierung verwiesen. 
 
 
 
Anfrage Hr. Petereit vom 17.04.2024 
 
Bezüglich Ihrer Stellungnahme (anbei) 
vom 19.02.24 (Auftrags-Nummer 
2024-0385) möchte ich nachfragen, 
ob die angegebenen Antennenhöhen 
über NHN oder über Geländehöhe 
angegeben sind? 
 
Zudem möchte ich nachfragen, ob der 
Schutzabstand von 30 m auch vertikal 
gilt? Die geplanten Anlagen haben 
eine maximale Höhe von 4,50 m über 
Geländeoberkante.  
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

6 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Stellungnahme vom 12.02.2024 

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 
Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und  
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Plan-
verfahren Dritter entgegenzunehmen und dem-
entsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben.   
 
Zu der Planung nehmen wir wie folgt Stellung:  
 
Gegen die Planung haben wir keine Bedenken.  
 
 
 
 

Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
 
 
 

7 Ericsson Services GmbH 

Stellungnahme vom 13.02.2024 

 Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen 
Telekom Technik GmbH beauftragt, in ihrem 
Namen, Anfragen zum Thema 'Trassenschutz' zu 
bearbeiten. 
  
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen 
hat die Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks 
keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 
 
Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindun-
gen des Ericsson-Netzes und für Richtfunkverbin-
dungen des Netzes der Deutschen Telekom.  
  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 

8 Freiwillige Feuerwehr Schlesen 

Stellungnahme vom 18.03.2024 

 Die Feuerwehr Schlesen gibt zu der Planung die 
folgenden Hinweise: 
 
- Es wird um die Schaffung einer Feuerwehrzufahrt 

gebeten. Außerdem werden, falls noch nicht vor-
gesehen, Feuerwehrzufahrten auf dem Gelände 
selbst benötigt (Gesamtmasse: max. 16 Tonnen, 
Achslast: max. 10 Tonnen).  

 
- Um einen Ansprechpartner im Schadensfall errei-

chen zu können, sollte am Zufahrtstor deutlich 
und dauerhaft die Erreichbarkeit eines aktuell 
Verantwortlichen für die bauliche Anlage ange-
bracht sein und der hiesigen Feuerwehr mitgeteilt 
werden. Adresse und Erreichbarkeit des zustän-
digen Energieversorgungsunternehmens sollte 
bei der Alarmierungsplanung hinterlegt werden.  

 
- Ein Feuerwehrplan nach DIN 14 095 soll in 

Absprache zwischen Betreiber und hiesiger 
Feuerwehr vom Betreiber erstellt und unserer 
Feuerwehr zur Verfügung gestellt werden. In den 
Plänen sollen die Leitungsführung bis zu den 
Wechselrichtern und von dort zum Übergabe-
punkt des Energieversorgungsunternehmens 
erkennbar sein. Hinsichtlich einer Alarmplanung 
sollte eine eindeutige Alarmadresse von der 
Gemeinde zugeordnet werden. 

 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Er wird bei der Ausarbeitung der 
Planung beachtet werden. 
 
 
 
Die genannten Vorkehrungen werden 
in Ansprache mit der Freiwilligen 
Feuerwehr getroffen werden.  
 
 
 
 
 
 
Es wird eine Abstimmung mit der Frei-
willigen Feuerwehr erfolgen. 
 

9 Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR 

Stellungnahme vom 08.03.2024 

 Die mir per Mail zugesandten Planunterlagen habe 
ich auf Belange des Landes Schleswig-Holstein hin 
überprüft und erhebe hierzu keine Einwände, da 
keine Landesliegenschaften betroffen sind.   
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
 
 
 

10 Industrie- und Handelskammer zu Kiel 

Stellungnahme vom 15.03.2024 

 Zur 3. Änderung des Flächennutzungsplans und 
zum Bebauungsplan Nr. 6 der Gemeinde Schlesen 
haben wir keine Anmerkungen oder Hinweise. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

11 Landeskriminalamt - Kampfmittelräumdienst 

Stellungnahme vom 22.02.2024 

 Hiermit teile ich Ihnen mit, dass für das Gebiet 
keine Auskunft zur Kampfmittelbelastung gem. § 2 
Abs. 3 Kampfmittelverordnung erfolgt.  
 
Eine Auskunftseinholung beim Kampfmittelräum-
dienst ist nur für Gemeinden vorgeschrieben, die in 
der benannten Verordnung aufgeführt sind.  
 
Die Gemeinde Schlesen liegt in keinem uns 
bekannten Bombenabwurfgebiet.  
 
Für die durchzuführenden Arbeiten bestehen aus 
Sicht des Kampfmittelräumdienstes keine 
Bedenken.  
 
Zufallsfunde von Munition sind jedoch nicht 
gänzlich auszuschließen und unverzüglich der  
Polizei zu melden (siehe Merkblatt). 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 

12 Kreis Plön 

Stellungnahme vom 15.03.2024 

 Seitens der Kreisplanung teile ich zu den über-
sandten Unterlagen mit:  
 
- Verfahren  
 
Während der Aufstellungsbeschluss und der 
Begründungstext zum BP 6 von einem „Vorhaben- 
bezogenen Bebauungsplan“ sprechen, wird auf 
dem Satzungsentwurf nur ein „Bebauungsplan“, 
also Angebotsbebauungsplan genannt. Meines 
Erachtens muss die hiesige Planung zwingend als 
vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 
BauGB entwickelt werden, weil nur der enge 
Vorhabenbezug die Inanspruchnahme von Außen-
bereich rechtlich fundiert absichern kann. Ich bitte 
um entsprechende Ergänzung und Änderung sowie 
Aussage im Begründungstext. 
 
 
- Teilgebiete im B-Plan Nr. 6: BFL 03 und BFL 04  
 
Die beiden Teilflächen liegen nördlich angrenzend 
an die Ortslage Schlesen. Sie sind teilweise 
erschlossen über ihre Lage östlich der 'Dorfstraße'/ 

 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan 
aufgestellt werden soll.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen bzw. die Anregung 
werden zur Kenntnis genommen.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die  
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

L 211 und nördlich der 'Fargauer Straße'. Beide 
Bereiche bieten sich als Flächen für eine zukünftige 
organische Siedlungserweiterung ausdrücklich an.  
Ob nun für Wohnungsbau oder für neue Infra- 
struktureinrichtungen wie Feuerwehr, Kindergarten 
oder Sportplatz muss die Gemeinde eine plane-
rische Flächenvorsorge betreiben. Ich rege daher 
dringend an, die beiden Bereiche aus der Planung 
herauszunehmen und als Siedlungserweiterungs-
fläche vorzuhalten.  
 
Ich weise hin auf die Stellungnahme der unteren 
Naturschutzbehörde.  
 
 
Da sich in vergleichbaren Verfahren der Nachweis 
des ausreichenden und rechtssicheren Eingriffs-
ausgleichs gem. § 1a (3) BauGB als erhebliches 
Problem erwiesen hat, rate ich dazu, hier beson-
ders sorgfältig und eng abgestimmt weiter vorzu-
gehen.  
 
 
Fachbehördliche Stellungnahmen:  
 
Die untere Naturschutzbehörde (UNB) teilt mit:  
 
Zum F-Plan  
 
Der Ausbau der Solar-Freiflächenanlagen soll auf 
geeignete Räume gelenkt werden. Bei dieser 
Planung der Gemeinde handelt es sich nicht um 
Potenzialflächen mit besonderer Eignung nach dem 
PV-Erlass. Auf den anderen Flächen hat die 
Gemeinde ein besonderes Abwägungs- und Prüf-
erfordernis durchzuführen.  
 
Nach § 1 Abs. 4 BNatSchG sind zur dauerhaften 
Sicherung der Vielfalt, der Eigenart und Schönheit 
sowie des Erholungswertes von Natur und Land-
schaft insbesondere Naturlandschaften zu bewah-
ren. Nach §1 Abs. 5 BNatSchG sind auch groß-
flächige, weitgehend unzerschnittene Landschafts-
räume vor weiterer Zerschneidung zu bewahren.  
 
 
 
 
 
 
 
Der Standort der PV-Flächen widerspricht den 
Zielen und Grundsätzen des Bundesnaturschutz-
gesetzes (BNatSchG) gem. § 1 “Natur und Land-
schaft sind auf Grund ihres Wertes und als Grund-
lage für Leben und Gesundheit des Menschen auch 
in Verantwortung für die künftigen Generationen 
(…) so zu schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und 
Landschaft, auf Dauer gesichert sind (…)“. 

Gemeinde andere Flächen für eine 
mögliche Siedlungserweiterung vor-
sieht. Aus diesem Grund stellen die 
Bauflächen 'BFL 03' und 'BFL 04' aus 
Sicht der Gemeinde keine Einschrän-
kung für die potentielle Siedlungs-
erweiterung dar.  
 
 
 
 
Die Stellungnahme der unteren Natur-
schutzbehörde wird geprüft (siehe 
unten). 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Es wird eine Abstimmung mit 
der unteren Naturschutzbehörde 
erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass sich durch die 
Energiewende, d.h. durch den Umbau 
der Energieversorgung und den damit 
verbundenen massiven Ausbau der 
Windenergie und der Solarenergie, 
zwangsläufig schwerwiegende Ver-
änderungen in der Landschaft 
ergeben werden. Gemäß § 2 EEG 
stellt der Ausbau der erneuerbaren 
Energien einen "vorrangigen Belang" 
bei den Schutzgüterabwägungen dar.  
 
Es wird auf die oben gemachten Aus-
führungen verwiesen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
Der gesamte Landschaftsraum, der im Landes-
entwicklungsplan als 'Entwicklungsraum für Touris-
mus und Erholung vorgesehen ist, erfährt damit 
eine seit Jahrhunderten nicht dagewesene Verän-
derung, die dem Nutzungsziel 'Tourismus und 
Erholung' absolut widerspricht und sich auf das 
Landschaftsbild und das Landschaftserleben für 
Erholungssuchende erheblich negativ auswirkt. Es 
kommt damit zu einer technischen Überprägung 
der Landschaft und großflächigen landschafts-
bestimmenden Überbauungen.  
 
Zumal auch die Gemeinde Stoltenberg im Norden 
angrenzend (ca. 500 m Luftlinie) eine PV-Fläche 
plant und auch gleich südlich von Schlesen mit dem 
B-Plan Nr. 5 (ca. 400 m) die nächste große PV-
Freifläche ausgewiesen wird. In die freie Land-
schaft werden die PV-Anlagen wie am Band gezo-
gen ausgewiesen und die Erholungslandschaft zur 
Industrielandschaft.  
 
Das Gebiet erfüllt auch die Voraussetzungen für die 
Unterschutzstellung nach § 26 Abs.1 BNatSchG als 
Landschaftsschutzgebiet und ist daher im Land-
schaftsrahmenplan von 2020 entsprechend dar-
gestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch der Entzug der Fläche für größere Tierarten 
als Lebensraum ist für das Ökosystem negativ.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Im Solarerlass wird die 
Gebietskategorie "Gebiete, die die 
Voraussetzungen für eine Unter-
schutzstellung nach § 26 Abs. 1 
BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG als 
Landschaftsschutzgebiet erfüllen" 
nicht genannt. Es handelt sich dem-
nach nicht um Flächen mit einem 
besonderen Abwägungs- und Prüf-
erfordernis. Diese Flächen dürfen 
vielmehr als sog. Weißflächen dar-
gestellt werden. 
 
Die Ausweisung als "potentielles 
Landschaftsschutzgebiet" bestand 
bereits im Landschaftsrahmenplan, 
der im Jahr 2000 veröffentlicht wurde. 
In den zurückliegenden 24 Jahren 
wurde seitens der unteren Natur-
schutzbehörde des Kreises Plön kein 
Unterschutzstellungsverfahren ein-
geleitet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Zaun auf der gesamten Länge an der 
Unterkante einen ca. 20 cm hohen 
Durchlass aufweisen wird, so dass die 
meisten Tierarten die Fläche weiterhin 
erreichen können. Die Gemeinde teilt 
nicht den Standpunkt, dass es für das 
Ökosystem eine erhebliche 
Verschlechterung darstellt, wenn 
zukünftig Wildarten wie z.B. Rehwild, 
Damwild oder Schwarzwild nicht mehr 
auf den Ackerflächen nach Nahrung 
suchen können. 
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- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Aus naturschutzfachlicher Sicht kann die Bereit-
stellung dieser Flächen für Solaranlagen nicht 
befürwortet werden.  
 
Die Darstellung von Ausgleichsflächen gemäß § 5 
(2a) BauGB fehlt vollständig. Sie kann und sollte 
bereits im F-Plan dargestellt werden, wenn diese 
rechtsverbindlich sein sollen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum B-Plan:  
 
Zurzeit handelt es sich um einen Vorentwurf der 
Planung, eine schutzgutbezogene Eingriffs-
ermittlung liegt noch nicht vor.   
 
Grundsätzlich wird auf die Beachtung der 
Planungsempfehlungen zur Ausgestaltung der  
PV-Anlagen des Landes Schleswig-Holstein vom 
01.09.2021 verwiesen.  
 
Diese sind zu beachten, um die Eingriffe zu 
minimieren, und die Zerschneidungswirkung der 
PV-Anlagen abzumildern. Die Festsetzungen sind 
entsprechend anzupassen.  
 
 
Die Bezugsgröße für den pauschalen Ausgleichs-
flächenansatz von 1 : 0,25 bezieht sich auf die 
insgesamt eingezäunte Fläche, da diese der freien 
Landschaft entzogen wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es wird auf die oben 
gemachten Ausführungen verwiesen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Ausgleichsflächen erst im weiteren 
Verfahren festgelegt werden. Durch 
die Festsetzung im Bebauungsplan 
werden die Ausgleichsflächen eine 
Rechtsverbindlichkeit erlangen. 
Zusätzlich wird sich der Vorhaben-
träger im Durchführungsvertrag zur 
Umsetzung der Ausgleichsmaß-
nahmen verpflichten. 
 
 
 
 
Der Sachverhalt ist korrekt. Die 
Eingriffsermittlung wird im nächsten 
Verfahrensschritt vorgelegt werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es 
sich laut Erlass um 'Planungs-
empfehlungen' handelt, was bedeutet, 
dass es sich eben nicht um strenge 
Vorgaben handelt. 
 
Eine Prüfung hat folgendes ergeben: 
 
Die Eingriffsregelung ist im Erlass 
nicht eindeutig formuliert. Die Aus-
sage "für die Anlagenteile innerhalb 
des umzäunten Bereichs (…) sind 
Kompensationsmaßnahmen (…) im 
Verhältnis 1 : 0,25 herzustellen" lässt 
sich unterschiedlich interpretieren: 
 
Variante 1: 
 
- Die Fläche, die von Anlagenteilen 

überdeckt wird, gilt als Eingriffs-
fläche und muss im Verhältnis 

 1 : 0,25 durch Kompensations-
maßnahmen auszugleichen. 

 
Variante 2: 
 
- Die eingezäunte Fläche gilt voll-

ständig als Eingriffsfläche und muss 
entsprechend ausgeglichen werden. 

 
Eine Nachfrage beim 'Ministerium für 
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 
und Natur' hat ergeben, dass die 
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Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Maßnahmenfläche M 13 ist nicht in der Plan-
karte eingetragen.  
 
Ackerbrache kann dabei nicht als Aufwertung 
anerkannt werden. Das sollte dann als Sukzession 
festgelegt werden.  
 
Auch die Ansaat aller Flächen mit autochthonem 
Saatgut oder Regiosaatgut wird begrüßt. Es ist 
aber fraglich, ob aufgrund der extremen Nachfrage 
für -zig ha von PV-Anlagen (nicht nur in Schleswig-
Holstein) die derzeit in der Planung sind, dieses 
überhaupt verfügbar ist. Es sollte dann auf Selbst-
begrünung/Sukzession umgestellt werden und 
diese nach Bedarf gemäht werden. Das gleiche 
Problem wird auch für die Beweidung dieser 
Flächen mit Schafen gesehen.  
 
 
Knick  
 
Zu allen Gehölzen, ob Knick oder Einzelbäume, ist 
der einzuhaltende Abstand der Solarpaneele so zu 
bemessen, dass keine frühzeitigen - auch seit-
lichen- Rückschnitte bei Ausnahmegenehmigung 
der UNB beseitigt oder für das Verlegen von 
Leitungen aufgegraben werden.  
 
Das Verlegen von Leitungen unter den Knicks mit 
dem Bohr-Spülverfahren bedarf jedoch keiner 
Genehmigung, wenn damit keine Eingriffe in den 
Knick vorgenommen werden.  
 
Die Verlegung der Anschlussleitung aus dem Solar-
park an einen Netzanschlusspunkt stellt möglicher-
weise einen Eingriff dar. Dieser ist abgesehen von 
dem B-Plan- und Baugenehmigungsverfahren bei 
der unteren Naturschutz-behörde (UNB) zu bean-
tragen  
 
 
Bäume  
 
Bei landschaftsbestimmenden Bäumen, z.B. auf 
den vorhandenen Knicks, sollte ein großzügiger 
Abstand zu den Modulen eingerichtet werden, um 
den Schattenwurf und der Gefahr, dass Bäume 
umstürzen oder Äste abbrechen, gerecht zu 
werden.  
 

obenstehende Formulierung seitens 
des Ministeriums im Sinne der 
Variante 2 verstanden wird. Diese 
Auslegung wurde den unteren Natur-
schutzbehörden auf deren Anfrage hin 
genannt, so dass es folgerichtig ist, 
dass sich die unteren Naturschutz-
behörden auf die Auslegung im Sinne 
der Variante 2 berufen. 
 
Der Fehler wird behoben. 
 
 
Die Planung wird entsprechend 
geändert. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Sie werden bei der Aus-
arbeitung der Planung beachtet 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass 
Knickschutzstreifen mit einer Breite 
von 5,00 m festgesetzt werden. Es 
wird darauf hingewiesen, dass für die 
Pflege der Knicks die Vorgaben des 
§ 21 Abs. 4 LNatSchG gelten. 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass in 
der Planung die Kronen von großen 
Bäumen erfasst werden und dass ein 
ausreichender Abstand zu den Bau-
grenzen vorgesehen wird. 
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Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Genehmigungen für die Gehölz-/ Baumbeseiti-
gungen im Nachhinein werden nicht in Aussicht 
gestellt.  
 
Die Festsetzung der Nachpflanzung abgängiger 
Bäume wird ausdrücklich begrüßt  
 
 
Landschaftsbild  
 
Um eine durchgängige Eingrünung der PV-Anlagen 
in die Landschaft zu gewährleisten, sind Knick-
lücken in den vorhandenen Knicks mit standort- 
heimischen Gehölzen nachzupflanzen.  
 
Die Anlage der neu geplanten ebenerdige frei-
wachsende Gehölzreihen ist konkreter zu beschrei-
ben. Auch für sie ist ein 5 m Schutzstreifen vorzu-
sehen. Der Begriff 'Hecke' ist dabei vorsichtig zu 
gebrauchen, sie sollen ja nicht regelmäßig 
geschnitten werden.  
 
 
Einzäunung  
 
Einzäunungen sind zur Minderung der Zerschnei-
dungseffekte so zu gestalten, dass Kleintiere 
problemlos queren können. Es sollte ein Mindest-
abstand von 20 cm zwischen Bodenoberfläche und 
Zaununterkante vorgesehen werden. Dieser 
Abstand ist derzeit aber auf 10 cm festgelegt, 
dieser ist entsprechend anzupassen.  
 
 
Neuanlage Biotop-Kleingewässer  
 
Die Anlage von den zwei Kleingewässern ist näher 
zu beschreiben.   
 
 
Wildkorridor  
 
Die Schaffung eines Wildkorridors für Großsäuger 
wird begrüßt, er sollte aber eine Mindestbreite von 
40 m haben, wie im Erlass vorgesehen. Diese 
breiten Korridore können bei naturnaher Ausgestal-
tung als Ausgleichsmaßnahme anerkannt werden.   
 
 
 
 
 
Des Weiteren werden folgende allgemeingültige 
Hinweise für die weitere Planung abgegeben.  
 
Im gemeinsamen Runderlass des Innenminis-
teriums und des MELUR „Verhältnis der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ 
vom 09.12. 2013 - IV 531 - 5310.23, V 268 - wird 
darauf hingewiesen, dass es nicht zulässig ist, 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Die bestehenden Knicklücken werden 
überprüft. 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass 
freiwachsende Feldhecken angelegt 
werden sollen. Es ist ein 5,00 m 
breiter Schutzstreifen vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
Die Planung wird dahingehend 
geändert, dass ein Mindestabstand 
von 20 cm festgesetzt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Maßnahme wird im weiteren 
Verfahren konkretisiert werden. 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Erlass in Kapitel D Planungsempfeh-
lungen benennt. Das Damwild, 
welches im Plangebiet vorkommt, ist 
anpassungsfähig und benötigt keinen 
40 m breiten Wildkorridor. Eine Breite 
von 20 m ist ausreichend, um vom 
Damwild angenommen zu werden.  
 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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Abwägungsentscheidung 

einen Baurecht schaffenden Bebauungsplan in 
Kraft zu setzen, wenn keine Aussicht besteht, 
Maßnahmen mit Ausgleichsfunktion auf den 
zugeordneten Flächen in einem angemessenen 
zeitlichen Zusammenhang mit den Eingriffen 
durchführen zu können.  
 
Wenn die Gemeinde nicht Eigentümer der Aus-
gleichsfläche ist, muss sie darlegen, wie die Durch-
führung der Ausgleichsmaßnahme gesichert wird. 
Der Durchführungsvertrag ist im nächsten 
Verfahrensschritt der UNB vorzulegen.  
 
 
 
Nach Urteilen des BVerwG können für Ausgleichs-
maßnahmen nur Flächen in Anspruch genommen 
werden, die sich für diesen Zweck objektiv eignen 
(BVerwG, Urteil vom 24. März 2011 - 7 A 3.10 - 
Buchholz 406.400 § 19 BNatSchG 2002 Nr. 7 Rn. 
47). Damit kommen nur solche Flächen in Betracht, 
die naturschutzfachlich aufwertungsbedürftig und 
aufwertungsfähig sind. Die Flächen müssen in 
einen Zustand versetzt werden können, der sich im 
Vergleich mit dem früheren als ökologisch höher-
wertig einstufen lässt (BVerwG, Urteile vom 10. 
November 2016 - 9 A 18.15 - juris Rn. 52). Die 
festgesetzten Maßnahmen müssen bei prognos-
tischer Betrachtung geeignet sein, die Flächen 
tatsächlich auf Dauer aufzuwerten. Davon geht 
auch § 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG erkennbar aus.  
 
Da die Gemeinde für die Sicherstellung der Kom-
pensationsmaßnahmen verantwortlich ist, sollte für 
die Maßnahmenflächen ein Managementplan mit 
Darstellung der Entwicklungsziele und der dafür 
erforderlichen Maßnahmen angefertigt werden.  
Nur so können Ist- und Sollzustand nachvollzieh-
bar überprüft und mögliche Steuerungsmaßnah-
men ergriffen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für alle Ausgleichsflächen sind Verträge mit einem 
oder mehreren Bewirtschaftern/Eigentümern vor-
zulegen, die die Zielerreichung und -erhaltung 
garantieren.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Vorhabenträger sich im Durchfüh-
rungsvertrag, der zwischen der 
Gemeinde und dem Vorhabenträger 
abgeschlossen wird, zur Umsetzung 
der Ausgleichsmaßnahmen verpflich- 
ten wird. 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im 
Plangebiet nur Ackerflächen für die 
Errichtung von PV-Anlagen genutzt 
werden sollen. Diese Ackerflächen  
(= Ist-Zustand) sollen zu Grünland 
entwickelt werden, das nur extensiv 
bewirtschaftet werden darf (= Soll-
Zustand). Durch ein regelmäßiges 
Monitoring soll überwacht werden, ob 
sich auf den Grünlandflächen eine 
höhere Artenvielfalt einstellt. Sollte 
dies nicht der Fall sein, bestünde das 
Erfordernis, die Bewirtschaftung 
dahingehend zu ändern, dass sich 
eine höhere Artenvielfalt entwickeln 
kann.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich 
der Vorhabenträger im Durchfüh-
rungsvertrag zur Durchführung der 
Ausgleichsmaßnahmen verpflichtet. 
Der Vorhabenträger muss sich hin-
sichtlich der Bewirtschaftung nicht 
festlegen. Er hat die Wahl zwischen 
einer extensiven Beweidung oder 
einer extensiven Pflegemahd. Die 
Bewirtschaftungsverträge werden erst 
zu einem späteren Zeitpunkt abge-
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Außerdem ist zu vereinbaren, dass alle fünf Jahre 
ein Monitoring angefertigt wird, das die Flächen-
entwicklung dokumentiert und Vorschläge für ein 
eventuell erforderliches Gegen- oder Umsteuern 
unterbreitet, die von dem Bewirtschafter umzu-
setzen sind.  
 
 
 
Die Erfüllung der Kompensationsverpflichtung ist 
nach der Überplanung nachzuweisen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Stellungnahme zu den artenschutzrechtlichen 
Belangen erfolgt nach Vorlage eines artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrages. Derzeit liegt nur eine 
Bestandserfassung vor.   
 
 
Die untere Wasserbehörde teilt mit:  
 
Nach derzeitigem Planungsstand fällt im dar-
gestellten Bereich kein Schmutzwasser, sondern 
lediglich Niederschlagswasser an. Für das im 
Plangebiet des B.-Plans Nr. 6 „PV- Park- Nord“ 
anfallende Niederschlagswasser ist die Gemeinde 
Schlesen abwasserbeseitigungspflichtig (§ 44 
Landeswassergesetz (LWG)).  
 
Das Gebiet befindet sich nicht in einem Hoch-
wasserrisikogebiet. Im Planungsgebiet befinden 
sich Gewässer, sowohl verrohrte als auch frei-
liegende Abschnitte sind für die Unterhaltung 
freizuhalten.  
 
Daher ergeben sich aus wasserwirtschaftlicher 
Sicht keine grundsätzlichen Bedenken gegen das 
Vorhaben.   
 
Die Belange des Grundwasserschutzes sind 
sowohl während der Bauphase als auch im Betrieb 
der Anlage zu berücksichtigen.  
 
Eingriffe in den Boden, die über eine Flächen-
gründung hinausgehen, sind mit der unteren 
Bodenschutz- und der unteren Wasserbehörde  

schlossen und können deshalb nicht 
im Verfahren vorgelegt werden. 
 
Es ist im Sinne des Vorhabens, wenn 
regelmäßig kontrolliert wird, ob sich 
die Vegetation so entwickelt, wie es 
der naturschutzfachlichen Zielsetzung 
entspricht. Es ist deshalb vorgesehen, 
die Verpflichtung zu einem regel-
mäßigen Monitoring in den Durchfüh-
rungsvertrag aufzunehmen. 
 
Die Gemeinde ist verpflichtet, den 
Ausgleich (Kompensation) zu erbrin-
gen bzw. ihn nachzuweisen. Im 
Durchführungsvertrag verpflichtet sich 
der Vorhabenträger gegenüber der 
Gemeinde dazu, die Ausgleichs-
maßnahmen umzusetzen.  
Nach erfolgter Umsetzung der Aus-
gleichsmaßnahmen wird die 
Gemeinde diese abnehmen. Die 
Gemeinde wird die Umsetzung der 
Ausgleichsmaßnahmen bei der 
unteren Naturschutzbehörde anzei-
gen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Sie sind bei der Bau-
ausführung zu beachten. 
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im Vorwege abzustimmen. Für das (temporäre) 
Absenken des Grundwassers ist vorab eine 
Erlaubnis gemäß §§ 8,9 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) bei der unteren Wasserbehörde mit ent-
sprechenden Planungsunterlagen einzureichen. 
Sollte bei Bauarbeiten unerwartet Grundwasser 
angetroffen werden, sind diese einzustellen. Die 
Wasserbehörde ist unverzüglich zu informieren  
und das weitere Vorgehen abzustimmen.   
 
Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
sind die Vorgaben nach der Verordnung über  
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV) einzuhalten.  
 
Ein Schadstoffeintrag in den Boden und damit in 
das Grundwasser durch unsachgemäße Reinigung 
der Moduloberflächen sowie durch unsachgemäße 
Reparatur- und Wartungsarbeiten ist zu unter-
binden.  
 
Ein fachgerechter Betrieb der Anlage wird daher 
von der uWB vorausgesetzt. Der Hinweis zum 
fachgerechten Betrieb, Wartung und Rückbau der 
Anlage sollte in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden.   
 
 
Die untere Wasserbehörde stellt ihre Zustimmung 
zur vorliegenden Planung der Gemeinde Schlesen 
in Aussicht.   
 
 
Die untere Bodenschutzbehörde teilt mit:  
 
Im Plangebiet ist nach derzeitigem Kenntnisstand 
weder ein altlastverdächtiger Standort noch ein 
Altstandort oder eine Altablagerung gemäß §§ 2 
Abs. 5 und Abs. 6 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) erfasst.   
 
Gemäß § 1 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) ist die Funktionsfähigkeit des Bodens 
zu erhalten und zu fördern. Im Plangebiet sind 
vorwiegend Bodenarten mit einer mittleren Ertrags-
fähigkeit verbreitet. Aufgrund der räumlichen, lang-
fristigen und komplexen Auswirkungen durch das 
geplante Vorhaben besteht die Besorgnis einer 
schädlichen Bodenveränderung.  
 
 
Für das gesamte Plangebiet ist daher ein Boden-
schutzkonzept in Verbindung mit einer boden-
kundlichen Baubegleitung nach DIN 19639 zu 
erstellen. Das Bodenschutzkonzept ist mit der  
uBB abzustimmen und dieser zur Prüfung vorzu-
legen.   
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Er bezieht sich auf die Bau- und 
Betriebsphase. 
 
 
Die Vorgabe wird vom Vorhaben-
träger beachtet werden. 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass in 
den Bebauungsplan nur bodenrecht-
liche Regelungen aufgenommen 
werden können. Im Durchführungs-
vertrag werden Regelungen für den 
Rückbau der PV-Anlagen getroffen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das 
Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) bei der vorliegenden 
Planung nicht anzuwenden ist. Es 
wird auf § 3 Abs. 1 Nr. 9 BBodSchG 
verwiesen. Außerdem ist es nicht 
zutreffend, dass die Errichtung der 
PV-Anlagen schädliche Boden-
veränderungen erwarten lassen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei 
Bauvorhaben, die auf der Grundlage 
eines Bebauungsplanes umgesetzt 
werden, in der Regel kein Boden-
schutzkonzept erforderlich ist. In 
diesem Zusammenhang ist auch zu 
berücksichtigen, dass bei der Errich-
tung des Solarparks nur in geringem 
Umfang Bodenbewegungen bzw. 
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Sämtlicher abgetragener Boden ist einer seinen 
Eigenschaften angemessenen, hochwertigen und 
ortsnahen Verwertung (vorzugsweise innerhalb des 
Plangebiets) zuzuführen.  
 
Die geltenden abfallrechtlichen sowie bodenschutz-
rechtlichen Anforderungen nach §§ 6 bis 8 der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) und nach der Ersatzbaustoffverord-
nung (EBV) sind umzusetzen und bei möglichen 
Verwertungen von überschüssigem Bodenmaterial  
zu berücksichtigen.    
 
 
Der vorbeugende Brandschutz teilt mit:  
 
Die Löschwasserversorgung ist immer Bestandteil 
der Bebauungsplanung und muss in den nächsten 
Planungsschritten Berücksichtigung finden.  
 
 
Um ein Übergreifen eines Brandes von/auf angren-
zende(n) Flächen zu vermeiden, ist eine Mindest-
kapazität von 48 m³ Löschwasser pro Stunde für 
zwei Stunden im Umkreis von 300 m der zukünf-
tigen Anlagen einzuplanen.  
 
 
Weiteres Verfahren:  
 
Bitte kennzeichnen Sie im weiteren Verfahren 
Änderungen in Text und Zeichnung gegenüber  
dem jeweils vorhergehenden Verfahrensschritt. 
Versehen Sie bitte alle Entwurfsunterlagen mit  
dem Bearbeitungsstand.  
Zu den kommenden Verfahrensschritten und auch 
für andere Bauleitpläne rege ich an, die Beteili-
gungen gem. §§ 3, 4 BauGB parallel auch netz-
gestützt über www.BOB-SH.de durchzuführen. 
 

Eingriffe in den Boden stattfinden 
werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Er wird bei der Bauausführung 
beachtet werden. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Im Rahmen der Ausführungs-
planung wird geprüft werden, ob die 
genannten gesetzlichen Vorgaben für 
das konkrete Vorhaben von Bedeu-
tung sind. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Es wird darauf hingewiesen, 
dass im weiteren Verfahren ein 
Brandschutzkonzept erarbeitet wird. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Er wird bei der Erarbeitung des 
Brandschutzkonzeptes beachtet 
werden. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 

13 Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung 

- Untere Forstbehörde 

 Die forstbehördlichen Belange sind ausreichend 
berücksichtigt. Die Waldabgrenzung und der 30 m 
Waldabstand gem. § 24 LWaldG sind in den Plan-
unterlagen korrekt aufgenommen. 
 
Zur Begründung mit Umweltbericht folgende 
Anmerkung: 
 
A) Zum Umweltbericht: 
 
Zu 2.6., 2. Absatz:  
 
Ergänzung:  
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Der Waldabstand ist gem. § 24 (2) Satz 1 LWaldG 
nachrichtlich in die Planzeichnungen aufgenom-
men. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 

14 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 27.02.2024 

 Seitens des LBV-SH wird folgendes bemerkt:  
 
Gemäß § 29 (1) Straßen- und Wegegesetz (StrWG) 
des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.11.2003 (GVOBI. Seite 
631), dürfen außerhalb der festgesetzten Orts-
durchfahrt Hochbauten jeder Art an der Landes-
straße L 211 in einer Entfernung bis zu 20 m und 
an der Kreisstraße K 28 in einer Entfernung bis zu 
15 m, gemessen vom äußeren Rand der befestig-
ten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten 
Fahrbahn, nicht errichtet werden (Anbauverbots-
zone).  
 
Weitere direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zu 
der freien Strecke der Landesstraße L 211 und der 
Kreisstraße K 28 nicht angelegt werden. Die ver-
kehrliche Erschließung des Plangebietes hat aus-
schließlich über das gemeindliche Straßennetz zu 
erfolgen.  
 
Licht, welches von einer Anlage ausgeht, wird nach 
§ 3 Abs. 3 Bundes- Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) als Emission gewertet. Kommt es 
infolge einer Lichtemission zur Einstrahlung auf 
Personen, so ist dies eine Lichtimmission gem. § 3 
Abs. 2 BImSchG.   
 
Durch geeignete Maßnahmen (Sichtschutzwall/ 
wand usw.) ist sicherzustellen, dass der überört-
liche Verkehr auf der Landesstraße L 211 und der 
Kreisstraße K 28 durch Blendung der Photovoltaik-
anlage nicht beeinträchtigt wird. 
 

 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Die Anbauverbotszonen 
werden in der Planung berücksichtigt. 
Sie werden in der Planzeichnung dar-
gestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Es ist vorgesehen, für die 
Erschließung des Plangebietes aus-
schließlich bestehende Straßen und 
Wege zu nutzen. 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein 
Blendgutachten erarbeitet wurde. In 
diesem Blendgutachten wurden die 
Blendwirkungen, die sich durch die 
PV-Module für die Verkehrsteilnehmer 
auf der Landesstraße L 211 (westlich 
des Plangebietes) und der Kreis-
straße K 28 (südlich des Plan-
gebietes) ergeben können, unter-
sucht. Das Blendgutachten kommt zu 
den folgenden Ergebnissen: 
 
Landesstraße L 211: 
 
Eine Beeinträchtigung für Fahrzeug-
führer durch Reflexionen durch die 
PV-Anlagen kann ausgeschlossen 
werden. 
 
Kreisstraße K 28: 
 
Eine Beeinträchtigung für Fahrzeug-
führer durch Reflexionen durch die 
PV-Anlagen kann ausgeschlossen 
werden. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

15 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 28.02.2024 

 Aus unserer Sicht bestehen zu der Bauleitplanung 
keine Bedenken bzw. Änderungswünsche. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

16 Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 

Landesplanungsbehörde 

Stellungnahme vom 19.02.2024 

 Mit Schreiben vom 09.02.2024 informieren Sie über 
aktualisierte Planunterlagen zur 2. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und zur Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 5 sowie 
zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes und 
zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 6 der Gemeinde Schlesen.  
 
Ziel der Bauleitplanungen sind weiterhin die 
Errichtung von zwei Solarparks um die Ortslage 
Schlesen. Die geplanten PV-Parks haben eine 
Gesamtgröße von rund 50 ha (netto).  
 
Die Landesplanung hat zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 5 bereits mit Schreiben  
vom 03.01.2022 sowie mit Schreiben vom 
08.08.2023 Stellung genommen.   
 
Ergänzend hat die Landesplanung zum Bebau-
ungsplan Nr. 6 ebenfalls mit Schreiben vom  
08.08.2023 Stellung genommen.    
 
Darüber hinaus wurde der Landesplanung mit Mail 
vom 05.10.2023 eine überarbeitete Standort-
begründung übersandt.   
 
Aus Sicht der Landesplanung wurde in den letzten 
Stellungnahmen eine schlüssige Standort-
begründung für die Flächen gefordert, da keine 
Vorbelastungen um die Flächen erkennbar sind.   
 
 
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu den 
Bauleitplanungen wie folgt Stellung:  
 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse 
der Raumordnung ergeben sich aus der am 
17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung 
über den Landesentwicklungsplan Schleswig-
Holstein - Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021  
(LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409) sowie 
dem Regionalplan III (Amtsbl. Schl.-H. 2001,  
Seite 49).  
 
In den Planunterlagen wurde eine Standortbegrün-
dung für den Bebauungsplan Nr. 5 ergänzt. Der 
Geltungsbereich umfasst einen Großteil der 
ermittelten Weißfläche 2.B aus der Standort-
analyse.  
 

Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Zum anderen sollen die naturschutzfachlich 
sensiblen Bereiche im Süden für eine Photovoltaik-
nutzung nicht in Anspruch genommen werden. Die 
Abwägung bezüglich der Einzelfallkriterien wird zur 
Kenntnis genommen.  
 
Weiter wurde eine Standortbegründung für den 
Bebauungsplan Nr. 6 ergänzt. Der Geltungsbereich 
umfasst die ermittelte Weißfläche 2.A aus der 
Standortanalyse.  
 
Durch die beiden Bauleitplanungen wird nach 
Angaben der Begründung die gemeindlich  
gesetzte Obergrenze von 70 ha (brutto) im 
Gemeindegebiet nahezu ausgeschöpft.   
 
Es wird bestätigt, dass den Bauleitplanungen 
keine Ziele der Raumordnung entgegenstehen.   
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die 
Erfordernisse der Raumordnung und greift damit 
einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleit-
planes nicht vor.  
 
Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit 
einzelner Maßnahmen ist mit dieser landes-
planerischen Stellungnahme nicht verbunden. 
 

Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Erläuterungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 

17 TenneT TSO GmbH 

Stellungnahme vom 14.02.2024 

 In der angegebenen Örtlichkeit befinden sich keine 
Versorgungsanlagen unserer Gesellschaft. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Fazit / Beschlussfassung 

 

• Die Planung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festsetzungen 

(Teil B) und der Begründung, wurde ausgearbeitet. 

• Es wurde ein Umweltbericht erarbeitet. Die Eingriffe wurden ermittelt. Es wurden 

geeignete Ausgleichsmaßnahmen geplant. 

• Es wurde ein 'Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag' erarbeitet. 

 

 

Die Gemeinde kann den Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss fassen. 

 

 

Stand: 02.10.2025 

 


